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Übertragung einer Vormundschaft über Unmündige
Sachverhalt

Mit Beschluss vom 18.6.1997 hat die VB der Gemeinde A den Eheleuten X die Obhut über ihre 6 Kinder gestützt auf Art. 310 Abs. 1 ZGB entzogen, für die Kinder eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 ZGB errichtet und alle 6 Kinder in fünf verschiedene Pflegefamilien platziert.
Am 12.12. 2002 hat das Bezirksgericht G die Ehe geschieden und beiden Eltern die elterliche Sorge gestützt auf Art. 311 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB entzogen, worauf die VB A für die Kinder eine Vormundschaft nach Art. 368 ZGB errichtet und das Amt von der  bisherigen Beiständin der Kinder auf Amtsvormundin der Gemeinde übertragen hat. Die beiden ältesten Kinder, geb. 1988 und 1989, befinden sich seit dem Obhutsentzug in derselben Pflegefamilie, die im Zeitpunkt der Platzierung in der Gemeinde A Wohnsitz hatte und im Oktober 1998 in die 10 Km entfernte Gemeinde B im gleichen Kanton zog.

Gestützt auf diesen Wohnsitzwechsel der Pflegeeltern ersucht die VB A die VB der Gemeinde B um Übernahme der Vormundschaft für die beiden Kinder. Sie beruft sich auf Lehre und Rechtsprechung, wonach eine Vormundschaft für ein minderjähriges Kind auf den neuen Aufenthaltsort des Kindes zu übertragen sei, wenn alles darauf schliessen lasse dass es dauernd dort bleiben werde und dass der neue Aufenthaltsort den Mittelpunkt seiner persönlichen Beziehungen bilde.

Die Vormundschaftsbehörde der Gemeinde B, welche ersucht wird, die Vormundschaft über die beiden ältesten Kinder zu übernehmen, fragt an, ob die Übertragung der Vormundschaft sinnvoll und zweckmässig sei.

Erwägungen 

Der Wohnsitz des Kindes, das unter Vormundschaft steht, befindet sich am Sitz der VB, welche die Vormundschaft führt (Art. 25 Abs. 2 ZGB). 

Der Wechsel seines Wohnsitzes richtet sich nach Art. 377 ZGB (BK 1964-Hegnauer aArt. 285 N 53/54; ZVW 1083 113; Justizdirektion des Kantons Zürich ZVW 1983 32). In tatsächlicher Hinsicht liegt ein Wohnsitzwechsel im Sinne von Art 377 ZGB vor, wenn die bevormundete Person zum neuen Aufenthaltsort dermassen enge Beziehungen geknüpft hat, dass sie nach Art. 23 Abs. 1 ZGB Wohnsitz begründen würde, wenn dies nicht durch den gesetzlichen Wohnsitz nach Art. 25 Abs. 2 verhindert würde (BGE 16.9.1981 in ZVW 1983 78).

Nach weit verbreiteter Praxis wird beim Wohnsitzwechsel erwachsener Bevormundeter eine einjährige „Testfrist“ abgewartet, die jedoch in Einzelfällen auch kürzer, in anderen auch länger sein kann (  Empfehlungen VBK zur Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, ZVW 6/2000 211 und Justizdirektion des Kt. Zürich ZVW 1983 32).

Bei der Vormundschaft über Minderjährige ist dem Kindesschutz und dem weitreichenden Gedanken des Kindeswohls besondere Beachtung zu schenken. In der soeben zitierten Stellungnahme der Justizdirektion des Kt. Zürich wird deshalb die Auffassung vertreten, dass es nicht möglich ist, eine allgemeine Richtlinie über die Zeitdauer zu geben. Die Übertragung hat je nachdem so rasch als möglich oder einstweilen oder gar über längere Zeit nicht zu erfolgen.

Das Bundesgericht hat in seinem Entscheid vom 27. Oktober 2003 (1P.378/2003) in Bestätigung von BGE 109 Ib 76 E.1 daran festgehalten, dass im negativen Kompetenzkonflikt die Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen bei der Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz des schutzbedürftigen Kindes liegt. Hegnauer hält in seinem Kommentar zu diesem Entscheid fest, dass die alternative örtliche Zuständigkeit nach Art. 315 ZGB, die für die (erstmalige) Anordnung von Kindesschutzmassnahmen gilt, auch bei der Übertragung der Massnahme in Betracht fällt, wenn aus besonderen Gründen die Führung der Massnahem am neuen Ort mit dem Kindeswohl nicht vereinbar ist. Er führt als Beispiel den Wohnsitzwechsel von Poschiavo nach Genf an, während das Kind weiterhin in einer Pflegefamilie im Puschlav lebt. In diesem Fall kann die Kindesschutzmassnahme nicht sachgerecht von Genf aus geführt werden (ZVW 6/2003 467).

Im vorliegenden Fall leben die beiden Kinder zwar seit über 6 Jahren bei derselben Pflegefamilie, die vor mehr als 5 Jahren aus der Gemeinde, welche die Beistandschaft und spätere Vormundschaft errichtet hat, weggezogen und in einer 10 Km entfernten Nachbargemeinde desselben Kantons Wohnsitz begründet hat. Damit sind grundsätzlich die Voraussetzungen für eine Übertragung der Vormundschaft auf die neue Wohnsitzgemeinde der Pflegeeltern und der Kinder gegeben. Die Tatsache, dass jedoch die vier Geschwister der beiden Pflegekinder ebenfalls bevormundet und in vier verschiedenen Pflegefamilien an verschiedenen Wohnorten untergebracht, aber die Vormundschaft über alle sechs Kinder bisher von derselben VB und derselben Vormundin geführt wird, lässt die Frage der Übertragung in einem anderen Licht erscheinen.

Die bisherige Vormundschaftsbehörde und Vormundin kennen nicht nur die Familiengeschichte und alle 6 Kinder und deren Pflegefamilien, sie sind aufgrund der geringen geographischen Distanz zwischen bisherigem Wohnsitz und neuem Wohnsitz der beiden ältesten Kinder ohne weiteres in der Lage, die notwendige Betreuung weiterhin wahrzunehmen. Die Kontakte zwischen den Geschwistern und derjenige zu den Eltern, so weit dieser noch möglich ist, sind von der gleichen Betreuungsperson, welche die Verhältnisse seit Errichtung der Vormundschaft kennt, leichter zu gewährleisten als wenn zwei oder im Extremfall mehrere VB die Massnahme führten und verschiedene Mandatsträger/innen eingesetzt würden. Kommt weiter hinzu, dass die Vormundschaft über die beiden ältesten Kinder in zwei bzw. drei Jahren wegen Erreichen des Mündigkeitsalters endet. Aus Gründen der Kontinuität der Betreuung spricht deshalb alles dafür mindestens die Vormundin nicht zu wechseln, umso mehr als bereits bei der Errichtung der Vormundschaft ein Betreuerinnenwechsel stattgefunden hat. Dies wäre allerdings auch möglich, wenn die Vormundschaft von der VB am neuen Wohnsitz der beiden ältesten Kinder geführt würde. Es fragt sich aber auch hier, ob er für alle Beteiligten nicht einfacher und weniger konfliktträchtig ist, wenn die Vormundschaft über alle 6 Geschwister von der gleichen VB geführt wird. 

Die Platzierungskosten sind gestützt auf Art. 7 Abs 3 lit. c ZUG ohnehin weiter von der Gemeinde zu tragen, welche die Kinder erstmals platziert hat. Anknüpfungspunkt für die Bestimmung des Unterstützungswohnsitzes ist der letzte von den Eltern oder einem Elternteil abgeleitete Wohnsitz d.h. der Ort, an dem das Kind unmittelbar vor der Fremdplatzierung gemeinsam mit seinen Eltern oder einem Elternteil gelebt bzw. Wohnsitz gehabt hat (ZUG Kommentar Thomet Rz. 125). Deshalb besteht auch aus finanzieller Sicht keine Veranlassung die Vormundschaft zu übertragen.

Schlussfolgerungen

Die Übertragung der Vormundschaft für die beiden ältesten Kinder erweist sich weder als notwendig noch als zweckmässig. Falls sich die beiden beteiligten Vormundschaftsbehörden nicht einigen sollten, hat die Aufsichtsbehörde zu entscheiden, wer die Massnahme führen soll.

Luzern, 25. März 2004 

Christoph Häfeli
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